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E-Quoten für Carsharing-Flotten setzen geeignete 

Ladeinfrastruktur voraus 

Um das Ziel einer klimaneutralen Mobilität bis 2045 zu erreichen, ist die Antriebsumstellung von 

Kraftfahrzeugen ein wichtiger Hebel. Im Rahmen der „Clean Corporate Vehicles Regulation“ will die 

EU-Kommission den Anteil emissionsfreier Fahrzeuge in gewerblichen Flotten deutlich erhöhen. 

Aufgrund ihrer kurzen Haltedauern können insbesondere gewerblich genutzte Pkw dazu beitragen, 

dass Elektrofahrzeuge schneller in den Gebrauchtwagenmarkt gelangen. 

Der Bundesverband Carsharing e.V. (bcs) unterstützt das Ziel einer klimaneutralen und 

emissionsfreien Mobilität. Carsharing-Anbieter gehören bereits heute zu den Vorreitern bei der 

Elektrifizierung von Fahrzeugflotten.1 Die von der EU-Kommission vorgeschlagenen hohen E-Quoten 

sind jedoch für Carsharing-Flotten unter den derzeitigen Rahmenbedingungen nicht umsetzbar. Das 

zentrale Hindernis ist das Fehlen geeigneter Ladeinfrastruktur an den Bereitstellungsorten der 

Carsharing-Fahrzeuge. 

Wer ambitionierte E-Quoten für Carsharing einführen möchte, muss zunächst die Infrastruktur-

Voraussetzungen schaffen, damit diese Quoten auch erfüllt werden können. 

• Die EU-Kommission muss daher Carsharing vorerst von der E-Quoten-Regulierungen 

ausnehmen, 

• ein Förderprogramm für Kommunen auflegen, um den Aufbau von Ladeinfrastruktur an 

Carsharing-Stellplätzen im öffentlichen Raum zu unterstützen und 

• den Zeitpunkt der Einführung einer E-Quote für Carsharing an die Verfügbarkeit der 

Ladeinfrastruktur für Carsharing im öffentlichen Raum gekoppelt wird. 

Hierfür muss sich insbesondere auch die Bundesregierung einsetzen. Der Bundesverband Carsharing 

kritisiert, dass die EU-Kommission bisher versucht, die offensichtlichen Probleme der Umsetzung zu 

ignorieren und an die Mitgliedsstaaten zu delegieren. Dies Vorgehen wird dem Anspruch an eine 

sachgerechte Gesetzgebung nicht gerecht. 

 

 

 
1 Am 1. Januar des Jahres 2026 beträgt der Anteil batterieelektrischer Fahrzeuge in den stationsbasierten und 
kombinierten Carsharing-Flotten 22,1 Prozent, in der nationalen Pkw-Flotte sind es zum selben Zeitpunkt 4,1 
Prozent. 
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Carsharing leistet einen erheblichen Beitrag zum Klimaschutz 

Rund 3,7 Mio. Haushalte in Deutschland sind zum Carsharing angemeldet.2 Untersuchungen zeigen 

seit vielen Jahren, dass Carsharing-Nutzende häufiger Bus, Bahn und Fahrrad nutzen und seltener 

mit dem Auto unterwegs sind als vergleichbare Haushalte mit eigenem Pkw3. Deshalb verursachen 

Carsharing-Haushalte deutlich weniger mobilitätsbedingte Treibhausgasemissionen.4  Das 

Umweltbundesamt kommt zu dem Schluss, dass eine stärkere Verbreitung von Carsharing einen 

erheblichen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann5.  

Eine Studie der Freien Hansestadt Bremen zeigt: Die Gewinnung von lediglich 400 bis 800 

zusätzlichen Carsharing-Nutzenden in der Stadt spart ähnlich viele CO₂-Emissionen ein wie die 

vollständige Elektrifizierung der in Bremen stationierten Carsharing-Flotte6. Für den Beitrag des 

Carsharing zum Klimaschutz ist demnach nicht in erster Linie die Antriebsumstellung wichtig, 

sondern der weitere Ausbau und die weitere Marktdurchdringung des Carsharing-Angebots. 

Ohne geeignete Ladeinfrastruktur gefährden E-Quoten den weiteren 

Ausbau des Carsharing 

Gesetzgeberische Maßnahmen dürfen den Ausbau der Carsharing-Angebote und die 

Antriebsumstellung nicht zulasten des Klimaschutzes gegeneinander ausspielen. Genau das würde 

aber passieren, wenn hohe E-Quoten greifen, bevor Ladeinfrastruktur an Carsharing-Stationen im 

öffentlichen Raum verfügbar ist. 

Carsharing-Stationen im öffentlichen Raum spielen für die Marktdurchdringung und den weiteren 

Ausbau des Carsharing eine zentrale Rolle: Sie sind besser sichtbar und besser erreichbar als 

Stationen in Hinterhöfen und Tiefgaragen, sie liegen seltener in Angsträumen und bewegen deutlich 

mehr Haushalte zum Einstieg ins Carsharing. Kommunen haben deshalb die Zahl der Carsharing-

Stationen im öffentlichen Raum in den letzten Jahren erheblich ausgebaut und wollen dies weiter 

tun. Den Kommunen fehlen jedoch die Planungskapazitäten und finanziellen Mittel, um die 

Stationen mit der notwendigen Ladeinfrastruktur auszustatten. Die Carsharing-Anbieter können 

ihnen diese Aufgabe nicht abnehmen, da es sich um öffentliche Infrastruktur handelt, die den 

Carsharing-Anbietern jeweils nur für begrenzte Zeit überlassen wird. Insbesondere die 

Netzanschlüsse müssen zwingend von den Kommunen selbst erstellt werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Problematik lassen sich hohe E-Quoten für viele Carsharing-Anbieter 

nur erfüllen, wenn sie ihre Flotten nicht weiter ausbauen. Bei hohen Anteilen von Stellplätzen an 

 
2 Vergl. Bundesministerium für Verkehr (Hrsg.): Mobilität in Deutschland 2023, Ergebnisbericht; 
https://www.mobilitaet-in-deutschland.de/pdf/MiD2023_Ergebnisbericht.pdf 
3 Dies zeigen Studien seit dem Jahr 1996 immer wieder. Neueste Quellen: MiD 2023 und: Freie Hansestadt 
Bremen (Hrsg.): Evaluation Carsharing in Bremen 2025; https://mobilpunkt 
bremen.de/app/uploads/2026/01/Bremen-Carsharing-Evaluation-2025.pdf 
4 Das veränderte Mobilitätsverhalten der Carsharing-Haushalte entsteht, weil sie nicht durch hohe 
Anschaffungs- und Fixkosten auf die Nutzung des Autos als wesentliches Verkehrsmittel festgelegt sind. 
5 Vergl. Umweltbundesamt (Hrsg.): Abschätzung von THG-Einsparungen von Maßnahmen und Instrumenten zu 
nachhaltigem Konsum; https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/abschaetzung-von-thg 
einsparungen-von-massnahmen 
6 Vergl. Freie Hansestadt Bremen (Hrsg.): E-Carsharing: Ökologische und ökonomische Effekte; 
https://mobilpunkt-bremen.de/app/uploads/2025/05/Kurzstudie-E-Carsharing-Bremen_Institut 
Schreier_2025.pdf 
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Stationen im öffentlichen Raum könnte es in manchen Gemeinden für die Anbieter sogar notwendig 

werden, die Flotte zu verkleinern, um die Quote erfüllen zu können. Das wäre ein Schaden für den 

Klimaschutz und muss unbedingt vermieden werden. 

Hintergrund: Warum es bisher nicht genügend Carsharing-geeignete 

Ladeinfrastruktur gibt 

Carsharing-Fahrzeuge werden dezentral über ein Gemeindegebiet verteilt bereitgestellt. Anders als 

klassische Mietwagenunternehmen verfügen Carsharing-Anbieter nicht über zentrale Betriebshöfe, 

auf denen Fahrzeuge geladen werden können. Die Ladeinfrastruktur für Carsharing muss dort 

verfügbar sein, wo die Fahrzeuge bereitgestellt werden. Anders als Nutzende privater Pkw, die ihr 

Fahrzeug zu einem großen Teil günstig zu Hause oder am Arbeitsplatz laden können, verfügen 

Carsharing-Anbieter über keinen klassischen „Heimatladepunkt“. Das Laden an öffentlichen 

Ladepunkten ist hierzu keine Alternative, denn dort ist der Strom deutlich teurer und die Kosten 

würden sich in deutlich höheren Nutzungspreisen niederschlagen. Zudem würden Carsharing-

Fahrzeuge, bei denen Kund*innen die Buchung während des Ladevorgangs beenden, öffentliche 

Ladepunkte häufig bis zu nächsten Folgebuchung blockieren. 

Beim stationsbasierten Carsharing (rund 19.000 Fahrzeuge in 1.400 Städten und Gemeinden in 

Deutschland) stehen die Fahrzeuge an festen Carsharing-Stationen. Diese liegen zu 30 Prozent im 

öffentlichen Raum, zu 70 Prozent handelt es sich um von den Anbietern angemietete Flächen. Der 

bestehende E-Anteil von national 22,1 Prozent wird vor allem durch einen sehr weit 

fortgeschrittenen Elektrifizierungsgrad der Fahrzeuge auf privaten Flächen erreicht, denn hier 

können die Anbieter selbst Wallboxen installieren. Diese Praxis wird aber nicht zu den gewünschten 

E-Quoten führen, denn der Anteil der Stationen im öffentlichen Raum wächst kontinuierlich, weil die 

Kommunen Carsharing sichtbarer für die Bürgerinnen und Bürger machen möchten. 

Für die Elektrifizierung der Stationen im öffentlichen Raum fehlen vor allem die notwendigen 

Netzanschlüsse. Ihre Herstellung verursacht Kosten von 15.000 bis 20.000 Euro pro Station. Viele 

Kommunen verfügen weder über die finanziellen Mittel noch über ausreichende personelle 

Kapazitäten für Planung und Umsetzung. Den Carsharing-Anbietern werden die Stellplätze von den 

Kommunen für maximal acht Jahre zur Verfügung gestellt. Sie könnten Wallboxen und Ladesäulen 

selbst finanziert zu den Stationen mitbringen, die fehlenden Netzanschlüsse können sie nicht 

herstellen. Der Anteil elektrifizierter Carsharing-Stationen im öffentlichen Raum verharrt daher 

heute im einstelligen Prozentbereich. 

Beim free-floating-Carsharing (rund 27.000 Fahrzeuge in Großstädten und Metropolregionen) stehen 

alle Fahrzeuge auf öffentlichen Parkplätzen frei verteilt. Die Bereitstellung gilt rechtlich als Parken. 

Die öffentliche Ladeinfrastruktur kann mitgenutzt werden, zwei Gründe schränken das jedoch 

praktisch ein: Die dortigen Ladepreise sind bedeutend höher als beim privaten Laden, daher ist eine 

dauerhafte Nutzung für die Carsharing-Anbieter nicht finanzierbar. Zudem werden erhebliche 

Blockier-Gebühren erhoben, wenn Fahrzeuge an einem öffentlichen Ladepunkt zurückgegeben 

wurden und auch nach vollständiger Aufladung noch nicht neu gebucht sind. Für die Anbieter wäre 

es wirtschaftlich nicht darstellbar, täglich viele Fahrzeuge aufzusuchen und umzuparken, um 

drohenden Blockier-Gebühren zu entgehen. Ohne niedrige Ladepreise an öffentlichen Ladesäulen 

und eine Abschaffung der Blockier-Gebühren für Carsharing-Fahrzeuge müssten daher auch im free-
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floating Carsharing die Flotten und Operationsgebiete verkleinert werden, wenn die Pläne der EU-

Kommission für Carsharing umgesetzt werden. 

 

Über den Bundesverband Carsharing  

Der Bundesverband Carsharing e. V. (bcs) ist der Dachverband der deutschen Carsharing-Anbieter. 

Ziel des Verbandes und seiner Mitglieder ist es, den Autobestand und Autoverkehr sowie die 

Umweltbelastung durch den motorisierten Individualverkehr zu verringern. Wir fördern Carsharing 

als Teil einer ressourcenschonenden und klimaneutralen Mobilität in enger Zusammenarbeit mit 

den weiteren Akteuren des Umweltverbunds.  

Der Bundesverband Carsharing e.V. ist als Interessensvertretung im Deutschen Lobbyregister 

registriert (R004440). 

 


